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Bonn, den 4. Februar 1966 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes über Kredit- 
ermächtigungen aus Anlaß der Erhöhung der 
Beteiligungen der Bundesrepublik Deutsch- 
land an dem Internationalen Währungsfonds 
und an der Internationalen Bank für Wieder- 
aufbau und Entwicklung 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung 
des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Wirtschaft. 

Der Bundesrat hat zu der Gesetzesvorlage in seiner 290. Sitzung 
am 17. Dezember 1965 gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grund- 
gesetzes wie folgt Stellung genommen: 

Die Eingangsworte sind wie folgt zu fassen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das 
folgende Gesetz beschlossen:“ 

Begründung 

Durch Arükel 2 erfährt das Gesetz über die Deutsche 
Bundesbank vom 26. Juli 1957, das nach Ansicht des Bun- 
desrates (s. BR-Drucksache Nr. 321/57 — Beschluß — ) sei- 
ner Zustimmung bedurfte, eine Änderung. Das vorliegende 
Gesetz muß daher ebenfalls als zustimmungsbedürftig an- 
gesehen werden. 

Im übrigen hat der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen erhoben. 

Die Gegenäußerung der Bundesregierung zu der Stellungnahme 
des Bundesrates ist aus der Anlage 2 zu ersehen. 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Mende 


Druck: Bonner Universitäts-Budidruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Anlage 1 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
über Kreditermächtigungen aus Anlaß der Erhöhung der 
der Beteiligungen der Bundesrepublik Deutschland an dem 
Internationalen Währungsfonds und an der Internationalen 
Bank für Wiederaufbau und Entwicklung 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel 1 

Das Gesetz über den Beitritt der Bundesrepublik 
Deutschland zu den Abkommen über den Inter- 
nationalen Währungsfonds (International Monetary 
Fund) und über die Internationale Bank für Wieder- 
aufbau und Entwicklung (International Bank for Re- 
construction and Development) vom 28. Juli 1952 
Bundesgesetzbl. II S. 637) in der Fassung des Ge- 
setzes über Kreditermächtigungen aus Anlaß der 
Erhöhung der Beteiligungen der Bundesrepublik 
Deutschland an dem Internationalen Währungsfonds 
und an der Internationalen Bank für Wiederaufbau 
und Entwicklung vom 13. August 1959 (Bundes- 
gesetzbl. II S. 930) wird wie folgt geändert: 

Artikel 2 erhält folgende Fassung: 


„Artikel 2 

Zur Erfüllung der Verbindlichkeiten, die die 
Bundesrepublik Deutschland als Mitglied des 
Internationalen Währungsfonds mit einer Mit- 
gliedsquote von einer Milliarde zweihundert Mil- 
lionen US-Dollar und als Anteilseigner der Inter- 
nationalen Bank für Wiederaufbau und Entwick- 
lung mit einem Anteil an dem Grundkapital in 
Höhe von einer Milliarde zweihundertachtzig 
Millionen US-Dollar übernimmt, wird der Bundes- 


minister der Finanzen ermächtigt, einen Kredit bis 
zum Nennwert von neun Milliarden sechshundert- 
fünf Millionen Deutsche Mark aufzunehmen." 


Artikel 2 

In § 20 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe a des Gesetzes über 
die Deutsdie Bundesbank vom 26. Juli 1957 (Bundes- 
gesetzbl. I S, 745), zuletzt geändert durch das Gesetz 
über das Kreditwesen vom 10. Juli 1961 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 881) und durch das Dritte Gesetz zur 
Änderung des Gesetzes zur Regelung der Rechts- 
verhältnisse der unter Artikel 131 des Grund- 
gesetzes fallenden Personen vom 21. August 1961 
(Bundesgesetzbl. I S. 1557), werden die Worte „bis 
zu drei Milliarden dreihundertsieben Millionen fünf- 
hunderttausend Deutsche Mark" durch die Worte 
„bis zu vier Milliarden achthundertsiebzig Millionen 
Deutsche Mark" ersetzt. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 1.3 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel 4 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeiner Teil 

I. 

Die Bundesrepublik Deutschland ist den Abkommen 
über den Internationalen Währungsfonds (IWF) und 
die Internationale Bank für Wiederaufbau und Ent- 
wicklung (Weltbank) am 14. August 1952 beigetre- 
ten, nachdem der Bundestag durch das Gesetz über 
den Beitritt der Bundesrepublik Deutschland zu den 
Abkommen über den Internationalen Währungs- 
fonds (International Monetary Fund) und die Inter- 
nationale Bank für Wiederaufbau und Entwicklung 
(International Bank for Reconstruction and Develop- 
ment) vom 28. Juli 1952 (Bundesgesetzbl. II S. 637) 
dem Beitritt zugestimmt hatte. 

Die Mitgliedsquote der Bundesrepublik im Inter- 
nationalen Währungsfonds und der Kapitalanteil 
der Bundesrepublik am Grundkapital der Weltbank 
wurden anläßlich des Beitritts auf je 330 Mio US-$ 
festgesetzt. Im Jahre 1959 hat die Bundesrepublik 
im Rahmen einer allgemeinen Quotenerhöhungs- 
aktion nach Zustimmung des Bundestages ihre Mit- 
gliedsquote im Internationalen Währungsfonds auf 
787,5 Mio US-$ und ihren Kapitalanteil am Grund- 
kapital der Weltbank auf 1050 Mio US-$ herauf- 
gesetzt. 


II. 

Die Bundesrepublik ist nunmehr aufgefordert wor- 
den, einer Erhöhung ihrer Mitgliedsquote im Inter- 
nationalen Währungsfonds auf 1200 Mio US-$ und 
einer Erhöhung ihres Kapitalanteils am Grund- 
kapital der Weltbank auf 1280 Mio US-$ zuzu- 
stimmen. Entsprechende Vorschläge sind in Resolu- 
tionen des Gouverneursrats des Internationalen 
Währungsfonds und des Gouverneursrats der Welt- 
bank enthalten. Die den Internationalen Währungs- 
fonds betreffenden Resolutionen wurden am 
31. März 1965 mit mehr als der erforderlichen 
■^/s Mehrheit der Stimmen — einschließlich der 
Stimme des deutschen Gouverneurs — angenom- 
men. Die entsprechende Resolution des Gouver- 
neursrats der Weltbank kam mit der satzungsmäßig 
vorgeschriebenen Mehrheit am 30. April 1965 zu- 
stande. 

Die Gouverneure des Internationalen Währungs- 
fonds haben eine Aufstockung der Mittel durch 
eine Erhöhung aller Mitgliedsquoten um 25 ^/o emp- 
fohlen und der Bundesrepublik darüber hinaus eine 
überproportionale Erhöhung ihrer Quote auf 1200 
Mio US-$ nahegelegt, um die Höhe der Quote der 
im Verhältnis zu anderen Ländern stärker gestiege- 
nen wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit besser anzu- 
passen. überproportionale Erhöhungen sind außer- 
dem für Japan, Kanada, Schweden und 12 weitere 
Länder vorgesehen. 


I Die Gouverneure der Weltbank hatten über eine 
j Erhöhung der Weltbank-Kapitalanteile nur für die- 
jenigen Länder zu entscheiden, deren IWF-Quote 
überproportional erhöht wird. Eine allgemeine Kapi- 
talerhöhung der Weltbank, die sich auf alle Mit- 
gliedstaaten erstreckte, erfolgt nicht. Die für die 
Bundesrepublik vorgeschlagene Kapitalerhöhung 
um 230 Mio US-$ auf 1280 Mio US-$ entspricht 
demgemäß dem überproportionalen Anteil, der in 
dem für die deutsche IWF-Quote neu vorgesehenen 
Betrag enthalten ist. Entsprechende Erhöhungen 
ihres Weltbank-Kapitalanteils sind auch für Japan, 
Kanada, Schweden und 12 weitere Mitgliedstaaten 
vorgesehen. 

Einer Änderung der Abkommen über den Inter- 
nationalen Währungsfonds und über die Weltbank 
bedarf es zur Durchführung dieser Erhöhungen nicht, 
j Zur Erhöhung der Mitghedsquote beim Internationa- 
I len Währungsfonds genügt gemäß Artikel III Ab- 
' schnitt 2 in Verbindung mit Artikel XII Abschnitt 2 
I des IWF-Abkommens ein Beschluß des Gouver- 
1 neursrates des Internationalen Währungsfonds und 
I die Zustimmung des betroffenen Mitglieds. Zur Er- 
I höhung von Anteilen am Grundkapital der Welt- 
! bank erläßt nach Artikel II Abschnitt 3 Buchstabe b 
I in Verbindung mit Artikel V Abschnitt 2 des Welt- 
! bankabkommens der Gouverneursrat der Weltbank 
eine Entscheidung, durch die das betreffende Mit- 
I gliedsland zu einer entsprechenden Heraufsetzung 
j seines Kapitalanteils ermächtigt wird. 

III. 

Zweck der beabsichtigten allgemeinen Aufstockung 
der Mittel des Internationalen Währungsfonds ist 
es, dieses Institut in die Lage zu versetzen, seine 
im Abkommen festgelegten Aufgaben weiterhin 
wirksam zu erfüllen. Eine allgemeine Verstärkung 
der Mittel der Weltbank wird dagegen nicht vor- 
genommen, weil hierzu im Augenblick kein unab- 
weisbarer Bedarf besteht. 

1. Internationaler Währungsfonds 

a) Der Internationale Währungsfonds ist ein stän- 
diges Forum zur Erörterung nationaler und inter- 
nationaler Währungsprobleme mit dem Ziel, ge- 
ordnete und stabile Währungsverhältnisse in der 
Welt auf der Grundlage fester Wechselkurse und 
unter Aufrechterhaltung eines freien Welthan- 
dels- und Weltzahlungssystems zu schaffen. Er 
unterstützt seine Mitglieder durch Beratung und 
— falls erforderlich — durch kurzfristige Über- 
brückungskredite in ihren Bemühungen um die 
Sicherung der finanziellen Stabilität, den Abbau 
noch bestehender Devisenbeschränkungen und 
die Verbesserung des bestehenden Währungs- 
1 Systems. 
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b) Der Fonds hatte Ende Juni 1965 102 Mitgliedslän- 
der. Für seine Ausleihungen stehen ihm die von 
den Mitgliedern auf ihre Quoten in Gold und 
Landeswährung eingezahlten Beträge zur Ver- 
fügung. Die Summe aller Mitgliedsquoten betrug 
am 31. Januar 1965 knapp 16 Mrd. US-$. Sie 
wird durch die 25®;oige Quotenerhöhung in Ver- 
bindung mit der zusätzlichen Erhöhung einzelner 
Quoten auf rd, 21 Mrd. US-$ ansteigen. 

Das IWF-Abkommen sieht außerdem die Mög- 
lichkeit vor, daß der Fonds seine Mittel durch j 
Aufnahme von Darlehen bei den Mitgliedern in 
deren Währung ergänzt. Auf Grund dieser Be- 
stimmung haben 10 Mitgliedsländer (USA, Bun- ' 
desrepublik, Großbritannien, Frankreich, Italien, ' 
Japan, Kanada, Niederlande, Belgien und Schwe- I 
den) im Januar 1962 durch die „Allgemeinen ! 
Kreditvereinbarungen" (AKV) dem Fonds Kre- ' 
ditlinien in einer Gesamthöhe von 6 Mrd. US-$ i 
für bestimmte Fälle eingeräumt. Hieran hat sich ' 
für die Bundesrepublik die Bundesbank unter Zu- | 
Stimmung der Bundesregierung mit einem Betrag 
im Werte von 1 Mrd. US-$ beteiligt. j 

c) Die Mitglieder haben grundsätzlich 25 ^/o ihrer | 

Quoten in Gold und 75 '’/o in ihrer Landeswäh- ' 
rung zur Verfügung zu stellen. Bei der jetzigen 
Quotenerhöhung, für die ebenfalls die Pflicht zur 
Einzahlung von 25 ^'o in Gold besteht, können 
Länder, die schwache Währungsreserven haben, 
über den Fonds Finanzierungserleichterungen ■ 
zum Ankauf des Goldes erhalten. Durch Beschluß 
des Gouverneursrates vom 31. März 1965 wird , 
außerdem eine Milderung der Auswirkung von 
Goldkäufen in den USA und in Großbritannien , 
ermöglicht, die Mitgliedsländer zur Erfüllung ; 
ihrer Einzahlungspflicht vornehmen. i 

d) Auf ihre bisherige Quote hat die Bundesrepublik | 
ihre 25UüigG Goldsubskription geleistet. Zur Ein- 
zahlung der Landeswährungssubskription (75 Vo 
der Quote) hat die Bundesrepublik von der in Ar- 
tikel III Abschnitt 5 des IWF-Abkommens vor- i 
gesehenen Möglichkeit Gebrauch gemacht, an- 
stelle einer effektiven DM-Zahlung zunächst 
überwiegend unverzinsliche und unübertragbare 
Schuldurkunden an den Fonds zu geben, die im 
Bedarfsfälle einzulösen sind. Ein großer Teil 
dieser Schuldiirkunden ist auf Grund von DM- 
Ziehungen anderer Mitgliedsländer (s. unter f) 
bereits eingelöst worden. Ein vom IWF vorge- 
schriebener Mindestbetrag von 1 ^/o der Quote 
wird von der Bundesrepublik in Form eines Kon- 
toguthabens des Fonds bei der Bundesbank 
gehalten. 

e) Die Mitgliedsländer des Internationalen Wäh- 
rungsfonds halten die Quotenerhöhung für erfor- 
derlich, um den Fonds in die Lage zu versetzen, 
auch einer evtl, stärkeren Beanspruchung ge- 
wachsen zu sein. Zur Behebung vorübergehender 
Zahlungsbilanzschwierigkeiten hat jedes Mit- i 
glied unter den in Artikel V des Abkommens 
festgelegten Voraussetzungen das Recht, die I 
Währung eines anderen Mitglieds im Austausch ' 
gegen seine eigene Währung vom Fonds zu kau- : 
fen (sog. Ziehung). Der Fonds kann dem Mitglied , 
auch eine „Kreditlinie" eröffnen, die eine Zie- ; 


hung bei Bedarf bis zu einer festgesetzten Höhe 
innerhalb eines bestimmten Zeitraumes gestattet 
(sog. Standby-Vereinbarung). 

Der Betrag, bis zu dessen Höhe die Mitglieder 
nach entsprechender Beschlußfassung durch das 
Direktorium Ziehungen vornehmen können, ist 
abhängig von der Höhe ihrer jeweiligen Mit- 
gliedsquoten. Der Fonds hat für seine Ziehungs- 
politik Richtlinien entwickelt, die mit steigender 
Inanspruchnahme von Fondsmitteln durch ein 
Land in zunehmendem Maße Auflagen wirt- 
schafts-, finanz- und währungspolitischer Art 
vorsehen. Die Finanzhilfe des Fonds ist kurz- bis 
mittelfristig. Das ziehende Land hat die in eige- 
ner Landeswährung gezahlten Beträge in spä- 
testens 3 — 5 Jahren gegen Gold oder konvertible 
Währungen zurückzukaufen. Die Fondsmittel 
können daher revolvierend eingesetzt werden. 

Seit Beginn seiner Tätigkeit im Jahre 1947 bis 
Ende Juni 1965 hat der Fonds seinen Mitgliedern 
Kredite in Höhe von nahezu 11 Mrd. US-$ 
zur Verfügung gestellt. Im Juni 1965 waren von 
diesen Krediten rd. 4 Mrd. US-$ noch nicht 
zurückgezahlt. Die Ausleihtätigkeit des Fonds 
hat in den letzten Jahren erheblich zugenommen. 
Die Ausleihungen betrugen allein im Jahre 1964 
nahezu 2 Mrd. US-S, etwa ebensoviel wie der 
Fonds in den ersten 10 Jahren seiner Tätigkeit 
insgesamt ausgeliehen hat. Die wichtigsten 
Transaktionen waren im Jahre 1964 die Ziehun- 
gen Großbritanniens mit 1 Mrd. US-$, der USA 
mit 525 Mio US-$ und Italiens mit 225 Mio US-$. 
Während bis 1957 nahezu ausschließlich US-Dol- 
lar in Anspruch genommen wurden, erfolgten die 
Ziehungen seither in zunehmendem Umfang auch 
in anderen Währungen. Die neben dem Dollar 
am meisten in Anspruch genommene Währung 
war die D-Mark mit insgesamt 1,5 Mrd. US-$ 
(Inanspruchnahme von US-Dollar seit 1947 
4,6 Mrd. US-$). Es folgen französische Francs 
mit 840 Mio US-$, Sterling mit 640 Mio US-$ 
und niederländische Gulden mit 370 Mio US-$. 

f) Die umfangreichen Ziehungen haben die Bestände 
des Fonds an Gold und konvertiblen Währungen 
trotz des revolvierenden Einsatzes stark redu- 
ziert. Einige konvertible Währungen können 
außerdem mit Rücksicht auf Zahlungsbilanz- 
schwierigkeiten der betreffenden Länder nur be- 
grenzt für Ziehungen verwendet werden. Die 
Bestände an D-Mark, über die der Fonds noch 
verfügen kann, waren bis Ende Juni 1965 auf 
76 Mio US-$, d. s. 10 Uo der Quote, abgesunken. 
Außerdem ist die im Rahmen der AKV (siehe 
unter A III 1 b) von der Bundesbank eingeräumte 
Kreditlinie von 1 Mrd. US-S bisher in einem 
Betrag von rd. 350 Mio US-$ = 1,4 Mrd. DM in 
Anspruch genommen worden. Es liegt im Inter- 
esse des Fonds und seiner Mitglieder, daß die 
verfügbaren Mittel ausreichen, auch in Zukunft 
den Mitgliedern bei unerwartet auftretenden 
Zahlungsbilanzschwierigkeiten wirksame Hilfe 
zu gewähren. Eine ausreichende Versorgung des 
Fonds mit den hierzu erforderlichen Mitteln ist 
auch psychologisch wichtig, damit die Mitglieder 
das Vertrauen in die jederzeitige Fähigkeit des 
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Fonds zur Hilfeleistung nicht verlieren. Die Stär- 
kung der Mittel des Fonds durch die Quoten- 
erhöhung erscheint daher erforderlich. 

g) Gemessen an der Wirtschaftskraft der Bundes- 
republik ist die jetzige deutsche IWF-Quote zu 
niedrig. Eine Anpassung durch eine Heraufset- 
zung der Quote auf 1,2 Mrd. US-$ ist daher 
gerechtfertigt. 

Der bei der Quotenerhöhung auf 1,2 Mrd. US-$ 
aufzuwendende Mehrbetrag von 412,5 Mio US-$ 
ist zu 25 ^/ü in Gold und zu 75 Vo in Landeswäh- 
rung einzuzahlen. Wie schon bisher sollen an- 
stelle der Landeswährung im Einvernehmen mit 
dem Fonds überwiegend unverzinsliche und un- 
übertragbare Schuldurkunden des Bundes an den 
Fonds gegeben werden, die im Bedarfsfälle — 
bei DM-Ziehungen anderer Mitglieder - — ein- 
zulösen sind. 

2. Weltbank 

a) Die Weltbank verfolgt das Ziel, durch Bereit- 
stellung von Kapital aus eigenen oder fremden 
Mitteln die wirtschaftliche Entwicklung in den 
Entwicklungsländern zu fördern. Die Bankdarle- 
hen werden hauptsächlich für die Verbesserung 
der wirtschaftlichen Infrastruktur in den Mit- 
glicdstaaten, aber auch für industrielle und land- 
wirtschaftliche Vorhaben eingesetzt. Die Bank 
gibt außerdem in verschiedenen Formen techni- 
sche Hilfe. 

Insgesamt hatte die Weltbank bis 30. Juni 1965 
Kredite an 77 Länder in einem Gesamtvolumen 
von 8954,6 Mio US-$ vergeben. Im Jahre 1964 
gewährte die Bank Kredite in Höhe von 728 Mio 
US-$. 

b) Das genehmigte Grundkapital der Weltbank be- 
trägt 22 Mrd. US-$, davon waren am 30. Juni 
1965 21 669,4 Mio US-$ von 102 Mitgliedern ge- 
zeichnet. Eine Erhöhung des genehmigten Grund- 
kapitals auf 24 Mrd. US-$ ist vorgesehen, ein- 
mal um für weitere Beitritte Spielraum zu schaf- 
fen, in erster Linie jedoch, um die in Buchstabe d) 
näher bezeichnete Anpassung der Weltbank- 
anteile an die IWF-Quoten zu ermöglichen. 

An Eigenmitteln stehen der Weltbank die von 
den Mitgliedern auf ihren Kapitalanteil einge- 
zahlten Beträge zur Verfügung. Gemäß Artikel II 
Abschnitt 7 (i) in Verbindung mit Artikel II Ab- 
schnitt 5 (i) des Weltbankabkommens sind grund- 
sätzlich 2 % des Anteils in Gold oder US-Dollar 
und 18®/o in Landeswährung zu entrichten. Seit 
der im Oktober 1959 erfolgten Kapitalerhöhung 
wird als Berechnungsbasis nur die Hälfte der 
gezeichneten Kapitalanteile zugrunde gelegt, 
d. h. die Einzahlungspflicht beläuft sich seitdem 
auf 1 und 9 Vo. 

Bis Ende Juni 1965 waren von den Mitgliedern 
(einschließlich der Bundesrepublik) Beträge im 
Gegenwert von 2167,0 Mio US-$ eingezahlt. Die 
weiteren 90 Vo stellen eine bedingte Verpflich- 
tung im Sinne einer Nachschußpflicht dar (Haf- 
tungskapital). Sie können nur zur Deckung von 


Verpflichtungen abgerufen werden, die sich aus 
der eigenen Mittelaufnahme der Weltbank oder 
aus der Übernahme von Bürgschaften für Dar- 
lehen ergeben, die durch private Darlehensgeber 
gewährt werden. 

Die Bundesrepublik hat dementsprechend auf 
ihren Kapitalanteil von 1050 Mio US-$ eine 
Einzahlung von 105 Mio US-$ (unter Zugrunde- 
legung des jetzigen Wechselkurses 420 Mio DM) 
geleistet. Davon ist die erste Zahlung in Höhe 
von 30,3 Mio DM von der Bundesbank im Kredit- 
wege auf Grund der Ermächtigung in § 20 Abs. 1 
Nr. 2, Buchstabe c) des Bundesbankgesetzes be- 
reitgestellt worden. 

c) Das Haftungskapital hat es der Weltbank ermög- 
licht, in beträchtlichem Umfang Kredite auf den 
Kapitalmärkten aufzunehmen. Am 30. Juni 1965 
waren Schuldverschreibungen im Wert von 
2724,0 Mio US-S noch im Verkehr. Auf dem 
deutschen Kapitalmarkt waren bis zu diesem 
Zeitpunkt Anleihen im Betrag von 450 Mio 
D-Mark untergebracht. Außerdem hat die 
Deutsche Bundesbank Kreditforderungen an die 
Weltbank in Höhe von etwa 2,5 Mrd. D-Mark. 

d) Die Erhöhung der Kapitalanteile der Bundes- 
republik sowie von 15 anderen Ländern ist vor- 
gesehen, um die Beibehaltung der gleichen 
Stimmrechtsstruktur in Weltbank und Wäh- 
rungsfonds zu gewährleisten. Damit soll auch die 
Zusammengehörigkeit der beiden Institutionen 
unterstrichen werden, die als Teile einer gemein- 
schaftlichen Gesamtkonzeption — zur Stabilisie- 
rung und Förderung der Weltwirtschaft — ge- 
gründet worden sind. Besonderen Quoteixcrhö- 
hungen im Internationalen Währungsfonds sind 
deshalb stets auch entsprechende Erhöhungen der 
Kapitalanteile in der Weltbank nachgefolgt. Die- 
ser Grundsatz wird auch weiterhin von allen 
Mitgliedstaaten einschließlich derer, die im Zuge 
der jetzigen Aktion ihre IWF-Quote überpropor- 
tional erhöhen sollen, für richtig gehalten und 
befolgt. Auch die Bundesrepublik kann sich von 
dieser bislang stets geübten, und durch die 
neuerliche Gouverneursentscheidung bekräftigten 
Praxis nicht ausschließen. 


B. Zu den einzelnen Artikeln 

Zu Artikel 1 

Eine Änderung des Artikels 2 des Beitrittsgesetzes 
vom 28. Juli 1952 in der Fassung des Gesetzes über 
Kreditermächgiungen aus Anlaß der Erhöhung der 
Beteiligungen der Bundesrepublik Deutschland an 
dem Internationalen Währungsfonds und an der 
Internationalen Bank für Wiederaufbau und Ent- 
wicklung ist erforderlich, da die Ermächtigung zur 
Aufnahme eines Kredits bis zum Betrag von sieben- 
tausendsiebenhundertsiebzehn Millionen fünfhun- 
derttausend Deutsche Mark auf die derzeitige Beteili- 
ligungen der Bundesrepublik an dem Internationa- 
len Währungsfonds in Höhe von 787,5 Mio US-$ 
und an der Weltbank in Höhe von 1050 Mio US-$ 
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abgestellt ist Um auch die durch die Erhöhung mög- 
licherweise entstehenden Verbindlichkeiten zu er- 
fassen, ist gemäß Artikel 115 des Grundgesetzes 
eine Ermächtigung des Bundesfinanzministers zur 
Aufnahme eines Kredits in Höhe von insgesamt 
9605 Mio DM erforderlich. 

Der neue Kreditbetrag errechnet sich wie folgt: 

L Internationaler Währungsfonds: 

Bisheriger Kreditrahmen für die 
Quote von 787,5 Mio US-$ (be- 
rechnet zu der bis 5, März 1961 
geltenden Parität von 1 US-$ == 

4,20 DM) DM 3 307,500 Mio 

Hiervon werden nicht mehr be- 
nötigt DM 88,269 Mio 

weil der IWF diesen Betrag — 
den Aufwertungsgewinn auf 
seine DM-Bestände — gemäß 
Artikel IV Abschnitt 8 (c) des 
Abkommens über den IWF an 
die Bundesrepublik zurückge- 


zahlt hat. 

Verbleibt benötigter Kreditrah- 
men für die bisherige Quote .. DM 3 219,231 Mio 

Kreditmehrbetrag wegen der 
Quotenerhöhung um US-$ 

412,5 DM Mio, berechnet zur 
derzeitigen Parität von 1 US-$ 

= 4,00 DM DM 1 650,000 Mio 

Benötigter neuer Kreditrahmen DM 4 869,231 Mio 

aufgerundet auf DM 4 870,000 Mio 

2. Weltbank: 

Erhöhter Kapitalanteil 1280 Mio 

US-$ dm 5 120,000 Mio 


davon eingezahlt 
105 Mio US-$ = DM 420 Mio 
davon im 
Kreditwege 
bei Bundesbank 
aufgenommen 
DM 30,3 Mio, 
auf gründet 
entsprechend 
Kreditermächti- 
qunq in § 20 
Abs. 1 Nr. 2 
Buchstabe c 
des Bundes- 
bankgesetzes auf DM 35 Mio 
Aus Bundeshaus- 
halt aufgebracht 

(abgerundet) DM 385 Mio DM 385,000 Mio 

Erbetene Kreditermächtigung . . DM 4 735,000 Mio 

3. Summe von 1. und 2 DM 9 605,000 Mio. 

Finanzielle Belastungen: 

Zu 1. Internationaler Währungsfonds 

Der Goldbetrag (25 Vo des Mehrbetrages = 
103,125 Mio US-$) ist nach der deutschen Zustim- 
mung zur Erhöhung der deutschen Quote sofort zu 
zahlen. Von dem Betrag in Landeswährung (75 Vo 


j des Mehrbetrages = 309,375 Mio US-$ in D-Mark) 
wird nur ein Barbetrag in Höhe von rd. 4,125 Mio 
US-$ in D-Mark sofort zu zahlen sein. Zusammen 
mit den auf dem Konto des Fonds früher eingezahl- 
ten DM-Beträgen wird damit der gemäß Nr. E 2 
der Rules and Regulations des Fonds geforderte 
Mindestbarbetrag in Landeswährung in Höhe von 
1 ®/o der gesamten Quote erreicht sein. 

Für den Rest von 74 Vo können die bereits erwähn- 
ten Schuldurkunden hinterlegt werden; insoweit 
wird haushaltsrechtlich gesehen ein Kredit beim 
Internationalen Währungsfonds aufgenommen, der 
aufgrund der geschilderten Bedingungen fristlos 
kündbar ist. Sobald und soweit effektive Zahlung 
in Gold oder D-Mark erfolgt, wird der Kredit bei 
der Deutschen Bundesbank (vgl. Artikel 2) aufge- 
nommen. 

Zu 2. Weltbank 

Von dem Betrag in Höhe von 92 Mio DM (23 Mio 
US-$), der auf den Mehrbetrag in Höhe von 230 Mio 
US-$ an die Weltbank zu zahlen ist, muß der in 
Gold oder US-Dollar zu zahlende Teil (9,2 Mio DM) 
unverzüglich nach Inkrafttreten der Kapitalerhö- 
hung, voraussichtlich im Haushaltsjahr 1966, ent- 
richtet werden. Hinsichtlich des in Landeswährung 
zu zahlenden Teils (82,8 Mio DM) bedarf es einer 
besonderen Freigabeerklärung der Bundesregie- 
rung, die voraussichtlich in Raten erteilt werden 
wird. Der Bundesrepublik wird in Höhe des jeweils 
noch nicht gezahlten Betrages nach der rechtlichen 
Konstruktion ein Kredit der Weltbank eingeräumt 
werden, für den eine Schuldurkunde hinterlegt wer- 
den muß. Hierzu bedarf es einer gesetzlichen Er- 
mächtigung. 

Der Betrag in Höhe der effektiven Zahlung in Gold 
oder US-Dollar wird aus Haushaltsmitteln ausge- 
bracht werden. Theoretisch könnte daher für den 
unverzüglich einzuzahlenden Teil der Erhöhung 
eine Kreditermächtigung entfallen, weil eine Kredit- 
aufnahme nicht erfolgt. Da der sofort zu zahlende 
Betrag relativ gering ist, im übrigen aber auch die 
Regelung über die Ratenzahlungen des in D-Mark 
zu zahlenden Betrages noch nicht festliegt, ist von 
einer entsprechenden Kürzung des Kreditermächti- 
gungsbetrages abgesehen worden. 

Bezüglich desjenigen Betrages der Erhöhung, der 
als Haftungskapital Garantiezwecken dient, wird 
die Kreditermächtigung nur sehr vorsorglich für den 
nicht wahrscheinlichen Fall einer Inanspruchnahme 
vorgesehen. 

Zu 1. und 2. 

Somit ergibt sich voraussichtlich folgende finan- 
zielle Belastung für die Bundesrepublik: 
Internationaler Währungsfonds — Quotenerhöhung 
um US-$ 412,5 Mio 
davon 25 Vo in Gold 

US-$ 103,125 Mio = DM 412,5 Mio 
75 Vo in Landeswährung*) 

US-$ 309,375 Mio - DM 1 237,5 Mio 

US-$ 412,500 Mio =- DM 1 650,0 Mio 

*) Effektive Zahlung von 74 Vo des Erhöhungsbetrages 
erst bei D-Mark-Ziehungen dritter Länder 
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Weltbank 

Kapitalanteilerhöhung um US-$ 230 Mio, davon ein- 
zuzahlen 20 Vo von der Hälfte des überproportiona- 
len Erhöhungsbetrages == US-$ 23,0 Mio 

davon: in Gold oder US-Dollar 

US-$ 2,3 Mio DM 9,2 Mio 

in Landeswährung 

US-$ 20,7 Mio DM 82,8 Mio 

US-$ 23,0 Mio = DM 92,0 Mio. 

Zu Artikel 2 

Die Erhöhung der deutschen Mitgliedsquote im In- 
ternationalen Währungsfonds erfordert eine ent- 
sprechende Erhöhung des in § 20 Abs. 1 Nr. 2 Buch- 
stabe a des Gesetzes über die Deutsche Bundesbank 
festgelegten Kreditplafonds des Bundes zur Erfül- 
lung seiner Verpflichtungen als Mitglied des Inter- 
nationalen Währungsfonds. Bei der Bereitstellung 
der Mittel für die Beitragsleistung zu einer inter- 
nationalen Währungseinrichtung handelt es sich um 
eine der Notenbank gemäße Aufgabe. In Höhe der 
effektiven Inanspruchnahme dieses Kredits zur Fi- 
nanzierung von Gold- und D-Mark-Zahlungen an 


den Fonds erhöht sich die „Goldtranche“, innerhalb 
derer die Bundesrepublik ein quasi-automatisches 
Ziehungsrecht auf andere konvertible Mitgliedwäh- 
rungen hat. Ein solches Ziehungsrecht hat den Cha- 
rakter einer Währungsreserve. Der Höchstbetrag 
des in Betracht kommenden Kredits beläuft sich auf 
4870 Mio DM (It. Rechnung unter B, zu Artikel 1). 

Einer Heraufsetzung des in § 20 Abs. 1 Nr. 2 Buch- 
stabe c des Gesetzes über die Deutsche Bundesbank 
genannten Kreditplafonds des Bundes zur Erfüllung 
seiner Verpflichtungen als Mitglied der Weltbank 
bedarf es nicht, da der infolge der Erhöhung des 
deutschen Kapitalanteiles zu zahlende Betrag von 
23 Mio US-$ = 92 Mio DM aus dem Bundeshaus- 
halt zur Verfügung gestellt wird. 

Zu Artikel 3 

Das Gesetz soll auch im Land Berlin Anwendung 
finden; es enthält daher die übliche Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 4 

Diese Bestimmung entspricht dem Erfordernis des 
Artikels 82 Abs. 2 des Grundgesetzes. 
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Anlage 2 


Gegenäußerung der Bundesregierung zur Stellungnahme 

des Bundesrates 


Dem Vorschlag des Bundesrates wird nicht zuge- 
stimmt. 

Nach Auffassung der Bundesregierung war das Ge- 
setz über die Deutsche Bundesbank nicht zustim- 
mungsbedürftig. Es ist demgemäß auch mit der für 
einfache Gesetze üblichen Einleitungsformel ver- 
kündet worden. Schon deshalb ist hier die Zustim- 
mung des Bundesrates nicht erforderlich. 

Aber auch dann, wenn man der Auffassung des 
Bundesrates über die Zustimmungsbedürftigkeit des 
Bundesbankgesetzes folgte, wäre die Zustimmung 
des Bundesrates für das vorliegende Gesetz nicht 
erforderlich. Die Bundesregierung vertritt in ständi- 
ger Praxis die Auffassung, daß die Änderung eines 
Zustimmungsgesetzes nur dann der Zustimmung des 
Bundesrates bedarf, wenn durch das Anderungs- 
gesetz Vorschriften geändert werden, die die Zu- 
stimmungsbedürftigkeit des ursprünglichen Gesetzes 
begründet haben. Das wäre hier nicht der Fall. 
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